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A N Z E I G E

Demokratie

■■ Stephan Hebel

Wenn Deutschland seiner 
Geschichte gedenkt, 
geht es nicht immer 
fröhlich zu. Mit guten 
Gründen, versteht sich, 

der Bundespräsident hat das gerade mal 
wieder formuliert: „Dem Blick in den Ab-
grund der Shoah dürfen wir nie auswei-
chen.“ Aber diesmal fügte Frank-Walter 
Steinmeier hinzu: „Wir sollten uns zugleich 
daran erinnern, was in der Geschichte ge-
lungen ist, was Vorbild ist, was Mut macht 
für die Zukunft. Deshalb ist mir die Pflege 
unserer Demokratiegeschichte wichtig, die 
Erinnerung an die Wegbereiter und Prota-
gonistinnen von Freiheit und Demokratie, 

und auch die Pflege der Orte, an denen sich 
ihr Wirken manifestiert.“

Ein solcher Ort, wollte das Staatsober-
haupt sagen, ist die Paulskirche in Frank-
furt am Main, für deren künftige Nutzung 
er Ende April das Konzept einer Kommissi-
on aus Fachleuten entgegennahm. Hier hat 
vor 175 Jahren, am 18. Mai 1848, die deut-
sche Nationalversammlung begonnen. 
Hier hat im Frühjahr 1849 das erste gewähl-
te Parlament für ganz Deutschland eine 
Verfassung verabschiedet. Sie scheiterte 
damals am Widerstand reaktionärer Kräfte, 
aber sie enthielt manches an Grund- und 
Bürgerrechten, das sich heute im Grundge-
setz der Bundesrepublik findet.

Im staatstragenden Gestus des Bundes-
präsidenten steht bei diesem Jubiläum die 
Erzählung von der gelungenen Demokratie 

im Mittelpunkt, die wir auch den Männern 
der Paulskirche (Frauen waren ausge-
schlossen) verdanken. Das ist für den 
obersten Repräsentanten dieses Staates 
kein Wunder, und ganz unberechtigt ist es 
auch nicht. Aber wer einen Blick in die Ex-
pertise der „Paulskirche-Kommission“ 
wirft, entdeckt noch andere, zukunftswei-
sendere Ansätze: etwa den, dass Demokra-
tie nicht nur aus in Stein gemeißelten Ins-
titutionen und Regeln besteht, sondern als 
„Lebensform“ verstanden werden muss, als 
steter Prozess der Erneuerung. Oder den 
Hinweis darauf, dass Demokratie und ihr 
gegenwärtiger Zustand auch im Kontext 
der Globalisierung einer immer neuen, kri-
tischen Betrachtung bedarf.

Das entspricht den Motiven, aus denen 
eine Vielzahl zivilgesellschaftlicher Grup-

pen in Frankfurt mit Unterstützung der 
Stadtpolitik zusätzliche Akzente bei den 
Jubiläumsfeierlichkeiten setzt. Sie haben 
sich im „Netzwerk Paulskirche“ zusam-
mengetan, um „den demokratischen Pro-
zess zu beleben, zur Teilhabe anzuregen 
und für das Gefühl der demokratischen 
Verantwortung aller Bürger:innen zu be-
geistern“. Eines der größten Vorhaben in 
diesem Netzwerk ist die „Global Assembly“ 
zu Menschenrechten, Demokratie und Ge-
rechtigkeit.

Der erste Teil der Versammlung, die als 
Prozess bis ins kommende Jahr hinein an-
gelegt ist, findet vom 14. bis 17. Mai in 
Frankfurt statt. Nach dem öffentlichen Auf-
takt in der Paulskirche am 14. Mai werden 
etwa 45 Aktivistinnen und Aktivisten von 
Nichtregierungsorganisationen aus 40 

Jubiläum Das Netzwerk Paulskirche will die Zivilgesellschaft stärken und zu mehr Teilhabe anregen

Demokratie global denken
Ländern im geschützten Raum einer Klau-
surtagung über die Frage diskutieren, wie 
in Zeiten der Globalisierung und des zu-
nehmenden Autoritarismus Demokratie 
und Menschenrechte verteidigt, ausgebaut 
und erneuert werden können. Begleitet 
wird die Versammlung von Autorinnen 
und Autoren, die ihre Eindrücke als 
„Chronist:innen“ schriftstellerisch und 
pub lizistisch verarbeiten werden. 

Der Anspruch der Versammlung mag in 
diesen Zeiten utopisch erscheinen, das ist 
den international tätigen Nichtregierungs-
organisationen und Personen bewusst, die 
die „Global Assembly“ ins Leben gerufen 
haben. Aber muss nicht gerade jetzt an der 
Idee umfassender Rechte für alle Men-
schen festhalten, wer dem nationalen Auf-
bruch von 1848 heute gerecht werden will?

Das Spezial zur Global Assembly in der Paulskirche

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 
diese Beilage stellt eine Einladung 
dar, in doppelter Hinsicht. Zum ei-
nen heißen wir Sie herzlich willkom-
men bei der Auftaktveranstaltung  
eines ganz besonderen Vorhabens: 
Am Sonntag, 14. Mai um 18 Uhr be-
ginnt in der Frankfurter Paulskirche 
die von zivilgesellschaftlichen Grup-
pen getragene „Global Assembly“ zum 
175. Jahrestag der deutschen Natio-
nalversammlung. Die Teilnehmen-
den aus aller Welt stellen sich vor, 
und der Schriftsteller Navid Kermani 
diskutiert mit der Sozialanthropo-
login Shalini Randeria über Aspekte 
globaler Menschenrechte und De-
mokratie. Wer dabei sein will, meldet 
sich bis zum 10. Mai bei der Gastge-
berin, der Stadt Frankfurt am Main, an: 
protokoll@stadt-frankfurt.de
Zum anderen sind Sie eingeladen, 
sich in diesem Spezial einen Über-
blick über Ziele und Hintergründe der 
„Global Assembly“ zu verschaffen. 
Der Initiativkreis der „Global Assem-
bly“ hofft, damit Ihr Interesse für  
das große Ziel einer globalen Demo-
kratisierung geweckt zu haben. 
Web: www.globalassembly.de 
Mail: info@globalassembly.de 
Instagram: @global _assembly_
frankfurt
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■■ Barbara Unmüßig und Layla Al-Zubaidi

Im Mai treffen sich Aktivist*in nen, 
Feminist*innen, Wissen schaft­
ler*in nen, Menschenrechts ver tei­
diger*innen aus etwa 40 Ländern 
und allen Kontinenten bei der „Glo­

bal Assembly“ in Frankfurt am Main, um 
ihre Ideen und Strategien für eine gerech­
tere und menschenwürdigere Welt zu dis­
kutieren. Viele Teilnehmer:innen kommen 
aus Ländern, in denen es absolut keine 
Selbstverständlichkeit ist, sich frei zu äu­
ßern oder zu versammeln. Sie müssen täg­
lich damit rechnen, im Gefängnis zu lan­
den oder getötet zu werden, weil sie sich 
für soziale Umverteilung, freie und faire 
Wahlen oder Zugang zu Land einsetzen. 
Manche kommen aus Ländern im Krieg 
oder unter Willkürherrschaft. Ihre Rechte, 
ihr Wunsch nach demokratischer Teilhabe, 
Freiheit, Gerechtigkeit und Unversehrtheit 
werden mit Füßen getreten. Ihr Mut, dafür 
zu kämpfen und einzustehen, braucht un­
sere Solidarität.

Vielen Menschen rund um den Globus 
werden elementare Grundrechte wie Ver­
sammlungs­, Vereinigungs­ und Redefrei­
heit, wie sie in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte von 1948 verankert 
sind, verweigert. Diese Grundrechte sind 
aber Voraussetzung, um politische Teilha­
be zu ermöglichen. Wir beobachten, wie 
manche der nach dem Ende des Kalten 
Krieges erreichten Fortschritte in der De­
mokratisierung in Osteuropa, in Afrika und 
Lateinamerika (dritte Welle der Demokrati­
sierung) wieder zurückgenommen werden. 
Partizipations­ und Beteiligungsrechte 
werden regelrecht einkassiert.  

Das Netzwerk Civicus, das seit vielen Jah­
ren mit dem Civil Society Monitor den zi­
vilgesellschaftlichen Handlungsspielraum 
in 197 Ländern misst, stellt fest, dass nur 3,1 
Prozent der Weltbevölkerung in Ländern 
mit restriktionsfreien Zugängen für zivil­
gesellschaftliches Engagement (open civic 
space) leben. Die Organisation „Reporter 
ohne Grenzen“ misst den Grad der Presse­
freiheit und vergleicht die Situation für 
Journalist*innen und Medien in insgesamt 

180 Staaten und Regionen. Sie verschlech­
tern sich weltweit kontinuierlich. In Russ­
land ist die Pressefreiheit seit dem bruta­
len Angriffskrieg gegen die Ukraine de 
facto abgeschafft. Journalist*innen in al­
len Kontinenten müssen befürchten, für 
ihre Arbeit ermordet zu werden. Mexiko 

ist für sie eines der tödlichsten Länder der 
Welt.

Immer öfter treiben auch demokratisch 
gewählte Politiker*innen und Parteien 
den Abbau von Demokratie, Menschen­
rechten und Rechtsstaatlichkeit willent­
lich voran, indem sie demokratische Insti­
tutionen unterminieren, unabhängige 
Medien und Gerichtsbarkeit angreifen 
und Hass gegen Minderheiten, LGBTIQ+ 
oder Mi grant*in nen schüren. Ungarn un­
ter Viktor Orbán, Brasilien unter Jair Bol­
sonaro, die USA unter Donald Trump so­
wie die derzeitige Regierung in Israel mit 
Benjamin Netanjahu an der Spitze dienen 
als Beispiele für diesen besorgniserregen­
den Trend. 

Trotz all dieser Einschüchterungsversu­
che und Risiken nehmen weltweit die Pro­
teste gegen Willkür, Ungleichheit, die Kli­
makatastrophe und Umweltzerstörungen, 
Korruption und Unterdrückung in den 
letzten Jahrzehnten eher zu als ab. Es gibt 
immer mehr lokale Proteste gegen Stau­
dämme, illegale Abholzung und Landraub 
sowie gegen die sozialen und ökologischen 
Auswirkungen von Bergbau und anderen 
großen Infrastrukturprojekten. Dieser lo­
kale Protest ist im digitalen Zeitalter noch 
schneller mit einer internationalen Öffent­
lichkeit und politischen Netzwerken ver­
knüpfbar und damit sichtbar. Das wollen 
die politischen und ökonomischen Eliten 
in vielen Ländern offensichtlich verhin­
dern. Sie sehen ihre Entwicklungsmodelle 
und Profite bedroht. Das Argument „Keine 
Einmischung in innere Angelegenheiten“ 
wird von Regierungen und häufig gleichge­
schalteten Medien dann ins Feld geführt, 
wenn sich externe Akteure politisch und 
finanziell mit sozialen und ökologischen 
Aktivist*innen und Organisationen vor Ort 
vernetzen. Auch demokratisch gewählte 
Regierungen benutzen diese Argumentati­
onsfigur, um Proteste als extern gesteuert 
zu diffamieren.

Repression hat viele Gesichter
Überall auf der Welt fürchten Regierungen 
und wirtschaftliche Akteurinnen um ihre 
Privilegien und ihre politische und ökono­
mische Macht. Dutzende Regierungen in 
Afrika, Westasien und Nordafrika, Asien, 
Lateinamerika und Osteuropa manifestie­

ren ihre Macht durch Bespitzelung und 
Einschüchterung, drakonische Haftstra­
fen, Folter und offene polizeiliche oder 
militärische Gewalt. Dabei nehmen Ge­
heimdienste oder Milizen nicht selten 
auch die Familien von Kritiker*innen und 
Oppositionellen in Sippenhaft, um sie 
zum Schweigen zu bringen. Rechte Grup­
pierungen, private und substaatliche Ak­
teure beteiligen sich massiv an Online­
Hass, gezielten Desinformationskampag­
nen, Repressalien und sogar Morden –  
darunter Sicherheitsdienste, Drogenkar­
telle, Milizen und Mafiastrukturen. 

Weltweit lernen die Regierungen vonei­
nander, schauen sich Unterdrückungsme­
thoden voneinander ab und gehen damit 
regelrecht nach einem „playbook“ vor. Di­
gitalisierung und die sozialen Medien sind 
dabei ein zweischneidiges Schwert. So wie 
sie progressiven Akteurinnen neue Mög­
lichkeiten eröffnen, sich zu vernetzen und 
zu mobilisieren, bieten sie auch autoritä­
ren Systemen ungeahnte Möglichkeiten 
der Überwachung und Kontrolle. Die Öf­
fentlichkeit manipulieren, Wahlen beein­
flussen, Shitstorms entfesseln – dafür wur­
de in den letzten Jahren eine regelrechte 
Desinformationsindustrie aufgebaut.  

Nicht immer wird Widerstand blutig un­
terdrückt. Repression versteckt sich immer 
öfter hinter einer demokratischen Fassade. 
Die sogenannten NGO­Gesetze sind hier 
das markanteste Instrument. Die Bezie­
hungen zwischen Staat und Zivilgesell­
schaft und zwischen in­ und ausländischen 
Nichtregierungsorganisationen zu regeln 

Gegenstrategien, die Mut machen
Trend Auf der ganzen Welt 
geraten Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit unter 
Druck. Zum Glück wächst 
der Widerstand dagegen

(Vereinsrecht, Gemeinnützigkeit, Berichts­
pflichten, Transparenz zu Geldflüssen 
usw.), ist legitim. Die Frage ist jedoch, ob 
diese Regelungen die fundamentalen 
Grundrechte und die Unabhängigkeit ga­
rantieren oder eben einschränken. Eine 
große Zahl von Ländern – ob autokratisch 
oder demokratisch – hat in den vergange­
nen Jahren NGO­Gesetze modifiziert oder 
neu verabschiedet, die genau gegen diese 
Grundsätze verstoßen und vor allem da­
rauf abzielen, einheimische Organisatio­
nen von ausländischen Geldflüssen abzu­
schneiden bzw. diese zu kontrollieren. Die 
meisten von ihnen verbieten es, gegen die 
„öffentliche Ordnung und Sicherheit“ oder 
„nationale Interessen“ zu agieren oder ge­
gen „gesellschaftliche Moralvorstellungen“ 
zu verstoßen. Dies richtet sich vor allem 
gegen Frauen­ und LGBTIQ­Rechte. Die Ge­
setzestexte sind vage und bewusst offen 
formuliert, bieten also ausreichend Spiel­
raum für Interpretationen und damit poli­
tische Willkür. 

Weit mehr als 150 sogenannte Anti­
terrorgesetze richten sich nicht allein ge­
gen Terroristen, sondern in vielen Fällen 
auch gegen die kritische und demokrati­
sche Opposition und Zivilgesellschaft, die 
des Terrorismus bezichtigt werden. Wo 
Gesetze und Rechtssysteme nichts mehr 
mit Rechtsstaatlichkeit und legitimem In­
teresse an Transparenz zu tun haben, son­
dern als Waffe eingesetzt werden, um 
Kritiker*innen auszuschalten und von der 
Ausübung ihrer gesetzlichen Rechte abzu­
halten, sprechen Aktivist*innen heute von 
„lawfare“ – angelehnt an „warfare“, also 
Kriegsführung. 

Repressionen und neue Gesetze zielen 
darauf ab, jede kritische Stimme, die sich 
gegen Regierungshandeln erhebt, mundtot 
zu machen. Zivilgesellschaftliches Engage­
ment bleibt gleichwohl erlaubt, wenn es 
unpolitisch ist und im sozialen wie im Um­
weltsektor weiterhin beispielsweise staatli­
che Aufgaben übernommen werden, ohne 
Ansprüche auf demokratische Teilhabe zu 
erheben oder strukturelle Ursachen von 
Armut und Ungleichheit anzugehen. Ent­
politisierte NGOs sind erwünscht, sie wer­
den von Regierungen eigens gegründet. Sie 
dürfen auch ausländisches Geld anneh­
men, wenn auch unter staatlicher Kontrol­
le. Die Trennung in gute und in böse oder 
staatsfeindliche NGOs und soziale Bewe­
gungen durch Regierungen und Medien ist 
längst in vollem Gange. 

Ermutigend trotz all der beschriebenen 
massiven Verschlechterungen und repres­
siven Einschränkungen sind die vielfälti­
gen lokalen, nationalen und internationa­
len Kämpfe und Proteste für soziale und 
ökologische Rechte, für geschlechtliche 
Selbstbestimmung, Freiheit, Widerstand 
gegen Willkür und Korruption und die wei­
tere Ausbeutung des Planeten. Meinungs­, 
Organisations­ und Versammlungsfreiheit 
sind Voraussetzung und die Essenz jeder 
Demokratie. Ihre Einschränkung muss alle 
demokratischen Regierungen herausfor­
dern, stärker global zu kooperieren. Sie er­
fordert unser Handeln auf allen Ebenen. In 
allen multilateralen Foren müssen Teilha­
be und Partizipation garantiert sein, Aus­
schluss und Repression gehören auf die 
Tagesordnung. Die „Global Assembly“, wie 
wir sie in Frankfurt organisieren, ist so ein 
Ort, Gegenstrategien von unten weiterzu­
entwickeln, Mut zu machen und sich mitei­
nander zu solidarisieren.

Barbara Unmüßig war bis März 2022 Vorstand 
der Heinrich­Böll­Stiftung und organisiert die 
Global Assembly mit 
 
Layla Al-Zubaidi ist stellvertretende Leiterin 
des Bereichs Internationale Zusammenarbeit 
der Heinrich­Böll­Stiftung 

Es gibt immer 
mehr lokale 
Proteste gegen 
Willkür,  
Landraub und 
Unterdrückung     

Die Trennung  
in gute  
und böse NGOs  
ist längst  
in vollem  
Gange 



Ein Podcast über die Möglichkeiten einer friedlichen Außenpolitik. 

Einmal im Monat diskutieren hier Linda Peikert und Jan van Aken 
mit Wissenschaftler*innen und Aktivist*innen aus aller Welt jeweils 
ein konkretes Thema:
Wie funktionieren überhaupt Friedensgespräche? 
Was passiert gerade im Iran? Wie hängen 
Aufrüstung, Klimakrise und Konfl ikte zusammen? 
Und was können wir tun? 

Überall, wo es Podcasts gibt.

www.rosalux.de/disarm

A N Z E I G E

■■ Alejandra Ancheita

Die steigende Zahl autoritärer 
Regierungen gehört zu den 
Themen auf der globalen 
Agenda, die stärker beachtet 
werden sollten als bisher. Das 

ist umso dringlicher, als wir uns dem 25. 
Jahrestag der UN-Erklärung über die Rech-
te von Menschenrechts-Verteidiger:innen 
nähern, deren Ziele bisher zum großen 
Teil unerreicht geblieben sind. Bei der 
komplexen Aufgabe, Autoritarismus zu be-
schreiben, kann Hannah Arendts Definiti-
on von Totalitarismus hilfreich sein. Sie 
sah drei Dimensionen. Erstens beruht der 
Totalitarismus als Regierungsform auf 
dem Einsatz von Terror. Zweitens beinhal-
tet er die fortschreitende Beseitigung der 
Freiheit durch formale Rechtsreformen 
mit dem Ziel, Räume für die Zivilgesell-
schaft und ihre kollektiven Organisatio-
nen zu schließen: Das Recht wird einge-
setzt, um die politischen Ziele einer auto-
ritären Regierung zu erreichen. Drittens 
gehört zum Totalitarismus eine Politik, die 
sich militärischer Ausdrucksformen be-
dient, was zu einer Militarisierung sowohl 
des Regierungshandelns als auch ziviler 
Aktivitäten führt. 

Im aktuellen Kontext muss zusätzlich 
die Idee der Globalisierung einbezogen 
werden, wenn es um das Denken autoritä-
rer Regierungen geht. Im wirtschaftlichen 
Bereich hat die Globalisierung zu einer 
Deregulierung geführt, basierend auf der 
Idee von der „Öffnung der Grenzen“. Einer 
Öffnung, die zwar für Produkte und 
Dienstleistungen gilt, aber immer noch 
nicht für den Transit von Menschen. Die-
se kommerzielle Öffnung geht mit erheb-
lichen Ungleichheiten in der Welt einher, 
nicht nur innerhalb der einzelnen Länder, 
sondern auch zwischen den Ländern des 
Globalen Nordens und Südens.

Schmutziges Geschäft
Die Dimensionen des Totalitarismus, die 
Arendt vor mehr als 70 Jahren zur Diskus-
sion gestellt hat, sind auch in der heutigen 
Welt noch relevant. Abgeleitet aus ihrer 
Analyse, kann die Überschneidung von 
Totalitarismus und Globalisierung als 
„neuer“ Totalitarismus verstanden wer-
den. Diese „neototalitäre“ Art des Regie-
rens zeigt sich nicht in einzelnen „Füh-
rern“ wie Josef Stalin oder in Massenpar-

teien, wie es sie vor Jahrzehnten gab. Der 
Neototalitarismus lässt sich daran erken-
nen, wie Staaten und globale Konzerne 
Angst und Terror als Mittel zur Durchset-
zung ihrer eigenen, vor allem wirtschaftli-
chen Interessen einsetzen. Hier sehe ich 
einen Unterschied zu Arendts Modell: 
Heute sind die globalen Konzerne ein we-
sentlicher Teil dieses Systems und nicht 
nur Zuschauer. Regierungen und Unter-
nehmen sind mehr denn je miteinander 
verwoben.

Dieser neue Totalitarismus arbeitet an 
einer eigenen Erzählung, um seine Gefolg-
schaft zu vergrößern. Zu der von ihm ge-
rahmten Kommunikation gehören unter 
anderem folgende Bestandteile: Die syste-
mische Ungleichheit wird als „Unfähig-
keit“ der Länder, ihre Grenzen für den 
Handel zu öffnen, und nicht als Neokolo-
nialismus des Globalen Nordens darge-
stellt. Die Klimakrise wird als Tatsache 
anerkannt, aber als Lösung wird die „grü-
ne Energie“ propagiert. Das bedeutet, dass 
Anlagen zur Energiegewinnung in Gebie-
ten des Globalen Südens gebaut werden, 
ohne den Überverbrauch zu berücksichti-
gen, der hauptsächlich in Städten des Glo-
balen Nordens erzeugt wird. Anerkannt 
wird auch, dass Lösungen einen multilate-
ralen Fokus erfordern. Aber zugleich wer-
den die Stimmen der am meisten betroffe-
nen Menschen systematisch zum Schwei-

gen gebracht, also zum Beispiel indigene 
Gemeinschaften, Frauen oder Arbeiter. 
Nicht alle Stimmen haben bei Entschei-
dungen das gleiche Gewicht. Sicher sind 
diese neuen Totalitarismen in der ganzen 
Welt zu finden, aber bei genauer Betrach-
tung sind es die Länder des Globalen Sü-
dens, in denen die Beziehungen zwischen 
Autoritarismus und Globalisierung am 
stärksten zu spüren sind. Und es sind die 
Institutionen dieser Länder, die das 
„schmutzige Geschäft“ der Globalisierung 
betreiben. Dies zeigt sich in der Enteig-
nung von Gemeinschaften, denen ihr 
Land und ihre natürlichen Ressourcen ge-
nommen werden. Es zeigt sich  in der Ver-
abschiedung von Gesetzen, die einer gro-
ßen Mehrheit der Menschen die Arbeits-
rechte entziehen, in der Aufrechterhaltung 
eines sexistischen Systems und in einer 
Steuerpolitik, die die Reichen noch reicher 
macht, sowie in Hunderten von anderen 
dokumentierten Beispielen.

Wo die Zivilgesellschaft leidet
Heutzutage sind Menschenrechts-Akti-
vist:innen, die es wagen, diese Probleme 
anzuprangern oder auch nur auszuspre-
chen, Ziel von Angriffen und Drohungen. 
Lateinamerika ist derzeit die gewalttätigs-
te Region der Welt für Menschenrechts-
verteidiger:innen im Umweltbereich. In 
diesem Zusammenhang ist es interessant, 
einige Hinweise aus dem Global Civic 
Space Report 2022 – 2023 des Civil Society 
Observatory (Civicus) genauer zu betrach-
ten. Er bietet einen Überblick über Zu-
stand und Einschränkung zivilgesell-
schaftlicher Räume weltweit. 

Zu den Zahlen, die in dem Bericht ge-
nannt werden und als Belege für den neu-
en globalen Totalitarismus dienen kön-
nen, gehört Folgendes: 88 Prozent der 
Menschen leben in Ländern, in denen 
Rede-, Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit eingeschränkt sind; 87 Prozent 
der Länder schränken die Zivilgesellschaft 
in irgendeiner Weise rechtlich oder prak-
tisch ein; 30 Prozent der Weltbevölkerung 
in Ländern, in denen zivile Räume „unter-
drückt“ oder „geschlossen“ sind. Im Jahr 
2022 gab es weltweit 99 neue oder geän-
derte Gesetze, die die Vereinigungs- und 
Versammlungsfreiheit einschränken.

Hier einige Beispiele: In China führt das 
Gesetz über soziale Organisationen eine 
strenge staatliche Kontrolle von Nichtre-
gierungsorganisationen (NGOs) ein und 

verbietet ihnen bestimmte Aktivitäten. In 
Russland zwingt das Gesetz über ausländi-
sche Agenten die NGOs, sich als „ausländi-
sche Agenturen“ registrieren zu lassen, 
wenn sie Geld aus dem Ausland erhalten, 
was mit hohen Verwaltungskosten und ei-
ner Stigmatisierung verbunden ist. In 
Ägypten schränkt das NGO-Gesetz die aus-
ländische Finanzierung und die Arbeit zur 
Verteidigung der Menschenrechte ein, was 
zur Schließung mehrerer globaler Organi-

Hannah Arendt weiterdenken
Totalitarismus Früher dachte man bei dem Wort an Stalin. Heute an globale Konzerne, die den Süden ausbeuten

sationen im Land geführt hat. In Nicaragua 
verpflichtet das Gesetz zur Regulierung 
ausländischer Agenten Organisationen 
dazu, sich als „ausländische Agenturen“ re-
gistrieren zu lassen, wenn sie Geld aus dem 
Ausland erhalten, was zu ständigen Kon-
trollen und Drohungen seitens der Regie-
rung führt. In Ungarn legt das Gesetz über 
die Zivilgesellschaft einen strengen Rege-
lungsrahmen für NGOs fest, die Geld aus 
dem Ausland erhalten, was ihre Arbeits-

möglichkeiten einschränkt. In Israel 
schreibt ein Gesetz vor, dass die Organisa-
tionen ihre Finanzierungsquellen angeben 
müssen, was zu einer Stigmatisierung eini-
ger von der Regierung kritisierter Organi-
sationen führt. In Mexiko ist das Panorama 
bei einigen Themen ebenso beunruhigend. 
Diese Logik spiegelt sich nicht nur in einer 
militärischen Verstärkung der öffentlichen 
Sicherheit wider, sondern sie ist auch in 
verschiedenen Bereichen der öffentlichen 
zivilen Verwaltung (Häfen, Infrastruktur-
projekte) präsent. Auch von der Präsident-
schaft aus werden ständig Angriffe auf 
Menschenrechts verteidiger:innen geführt.

Wir sehen uns also nicht nur inhumanen 
Globalisierungsprozessen gegenüber, son-
dern auch unterschiedlichen Formen verti-
kaler und autoritärer Regierungen, die nicht 
nur das soziale Zusammenleben, sondern 
insgesamt das Leben von Menschenrechts-
verteidiger:innen bedrohen. Der Neototali-
tarismus ist zum Rezept geworden, nach 
dem autoritäre Regierungen sich zu konsoli-
dieren versuchen.

Deshalb ist es dringender denn je, auf 
der Forderung nach einer Rechenschafts-
pflicht von Unternehmen zu bestehen 
und die Vereinnahmung des neototalitä-
ren Staates durch Konzerne zu analysie-
ren, um die Menschenrechte zu verteidi-
gen. Es geht buchstäblich um unser Leben.

Zusammengestellt und übersetzt von:  
Stephan Hebel

88 Prozent der 
Menschen  
leben in einem 
Land, wo ihre 
Redefreiheit 
fast nichts gilt 
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Alejandra Ancheita ist Geschäftsführerin 
der mexikanischen Menschenrechtsor-
ganisation ProDESC, die sich für ökono-
mische, soziale und kulturelle Rechte 
einsetzt. Der hier abgedruckte Text beruht 
auf einem Beitrag, der zuerst in der mexi-
kanischen Zeitschrift Proceso erschien. Sie 
nimmt an der „Global Assembly“ teil
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Reporter ohne Grenzen setzt sich für Informationsfreiheit ein und hilft verfolgten 

Journalist*innen. Helfen Sie uns zu helfen und bestellen Sie das neue Fotobuch:  

reporter-ohne-grenzen.de/shop 

EIN STARKES BILD DER LAGE 
KANN SIE VERÄNDERN.

Anti-Regierungs-Protest im Büro des sri-lankischen Premierministers: Steigende Preise 
sowie Engpässe bei Medikamenten und Lebensmitteln führten zu Massenprotesten und 
schließlich zum Rücktritt der Regierung im Juli 2022. © Atul Loke / Panos
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Fotos für die 

Pressefreiheit 2023

Fotos für die Pressefreiheit 2023

A N Z E I G E

Die Frankfurter Paulskirche ist 
für die Demokratiegeschichte 
Deutschlands ein Ort von he-
rausragender Bedeutung. 
Hier kamen im Mai 1848 De-

legierte aus allen Teilen des Landes zu ei-
ner ersten Nationalversammlung zusam-
men, und hier wurde im Folgejahr die erste 
deutsche Verfassung verabschiedet.

Im deutschsprachigen Raum, der damals 
in Dutzende Monarchien aufgesplittert 

war, bildete die Versammlung in der Pauls-
kirche den Kristallisationspunkt eines libe-
ralen Aufbruchs zu demokratischer Partizi-
pation, Freiheits- und Grundrechten und 
einer Verfassung, die die feudalen Macht-
strukturen begrenzen sollte. Das Ziel war 
die Schaffung nationaler Einheit auf der 
Grundlage rechtsstaatlicher Strukturen. 
Zum ersten Mal in der Geschichte Deutsch-
lands sollten Menschen- und Bürgerrechte 
gesetzlich verankert werden. Zu den be-

schlossenen Grundrechten zählten unter 
anderem die Meinungs- und Redefreiheit, 
der Schutz vor staatlicher Willkür, die Reli-
gionsfreiheit, der Zugang zu Bildung sowie 
die Freiheit des Eigentums. Hervorzuheben 
ist die Gleichstellung der Juden. Auf die Bil-
dung einer demokratischen Republik hin-
gegen konnten sich die Versammelten 
nicht einigen. Ein erblicher Kaiser sollte 
künftig als Staatsoberhaupt fungieren.

Für die Zeit nicht ungewöhnlich, kamen 
in der Paulskirche durchweg nur gebildete 
männliche Abgeordnete des Bürgertums 
zusammen. Sie formierten sich zu Fraktio-
nen, wobei die konservativen Kräfte die 
Mehrheit bildeten. Frauen blieben ebenso 
ausgeschlossen wie Menschen ohne Bil-
dungs- und Einkommenschancen. Mit der 
Forderung, auch Minderheiten zu beteili-
gen, konnten sich die Kräfte der Linken 
nicht durchsetzen.  

Frankreich stand Pate
Die Verfassung, die schließlich im März 
1849 verabschiedet wurde, trat nie in Kraft. 
Der demokratische Aufbruch scheiterte am 
Widerstand der damaligen Großmächte 
Preußen und Österreich. Die Niederschla-
gung der Revolution machte den Weg frei 
für eine von Preußen von oben verfügte, 
autoritär-militärisch geprägte nationale 
Einheit. Erst nach dem von Deutschland 
ausgegangenen Ersten Weltkrieg kamen 
mit der Ausrufung der Weimarer Republik 
im November 1918 die von der Paulskir-
chenversammlung beschlossenen Prinzipi-
en für kurze Zeit zum Tragen. Und es wurde 
ein langer Kampf, bevor Frauen in Europa 
das Wahlrecht erhielten. Die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern wurde in 
Deutschland erst im 1948 verabschiedeten 
Grundgesetz verankert.

Die Paulskirche wird mitunter als „Wiege 
der deutschen Demokratie“ bezeichnet. 
Doch die Entwicklung zu demokratischen 
Verhältnissen reicht weit über die erste Na-
tionalversammlung hinaus zurück. Von 
den Ideen der Französischen Revolution 
inspiriert, verlangte das im 19. Jahrhundert 
aufsteigende Wirtschaftsbürgertum nach 
wirksamen politischen Einflussmöglichkei-
ten. Zugleich sorgte die beginnende Indus-
trialisierung des Landes für wachsende so-
ziale Missstände. Große Teile der Bevölke-
rung wurden von neuen Formen 
struktureller Armut erfasst. Als Gegenströ-
mung zu den liberalen Kräften, die vor al-
lem auf eine Beschränkung der feudalen 

Macht drängten, entstanden sozialistisch 
gesinnte Bewegungen, die radikale soziale 
Reformen forderten. Die Zeit bis zum Aus-
bruch der Deutschen Revolution im März 
1848 wird auch als „Vormärz“ bezeichnet. In 
ihm wurde der überkommene Obrigkeits-
staat zugleich von den Ideen des Liberalis-
mus und des Sozialismus herausgefordert.

Die Widersprüche zwischen bürgerli-
chen und sozialistischen Ideen spiegeln 
sich auch in den Debatten der Nationalver-
sammlung, deren Mehrheit radikale demo-
kratische und soziale Veränderungen ver-
hindern wollte.

Abgelehnt wurde etwa der im Juli 1848 
von dem Sprach- und Literaturwissen-
schaftler Jacob Grimm in die Debatte einge-
brachte Vorschlag, den Artikel 1 der Grund-
rechte um den Satz zu ergänzen: „Alle Deut-
schen sind frei, und deutscher Boden duldet 
keine Knechtschaft. Fremde Unfreie, die auf 
ihm verweilen, macht er frei.“ Abgelehnt 
wurde auch der von Grimm vorgeschlagene 
Artikel 3: „Kein Deutscher darf einen Skla-
ven halten, noch sich unmittelbar oder wis-
sentlich mittelbar beteiligen bei Unterneh-
mungen, die auf Sklavenhandel ausgehen 
oder nur mittelst Sklaven in Ausführung 
gebracht werden können.“ Offenbar er-
schien einer Mehrheit des Parlaments die 
Einrichtung der Sklaverei zu jener Zeit, als 
auch europäische Mächte vom internatio-
nalen Handel mit Sklaven profitierten, nicht 
verurteilenswert.

Auch in der Frage sozialer Grundrechte 
konnten sich die fortschrittlichsten Kräfte 
nicht durchsetzen. Deren Drängen auf ein 
Recht auf Arbeit respektive soziale Siche-
rungen konterten die Liberalen mit dem 
Hinweis, die nun vereinbarte Gewerbefrei-
heit würde es auch den Armen ermögli-
chen, sich selbst aus der Armut zu befrei-

Sprechstelle der Demokratie
Aufbruch In der Paulskirche wurde die erste deutsche Verfassung verhandelt – dieser Tradition ist der Ort treu geblieben

en. Es zeigt sich also: Der ökonomische 
Neoliberalismus der Gegenwart reicht 
ebenso wie auch die in vielen entwick-
lungspolitischen Strategien noch immer 
verfolgte Idee eines Entrepreneurship-
Wesens weit zurück.

Schließlich scheiterte auch der Vorschlag, 
Vertreter aus dem von Preußen besetzten 
Polen zur Versammlung zuzulassen. Mit 
dem Argument, ein großes Volk brauche 
„Raum, um seinen Weltberuf zu erfüllen“, 
wurde nicht nur die Kolonisierung Polens 
durch Preußen gutgeheißen, sondern auch 
die legitimatorische Grundlage für die wei-
tere koloniale Expansion Deutschlands im 
19. Jahrhundert geschaffen.

Daran gilt es heute ebenso zu erinnern 
wie an die Tatsache, dass die revolutionä-
ren Erhebungen 1848 nicht auf Deutsch-
land beschränkt blieben, sondern bereits 
ganz Europa erfasst hatten.

Ausgelöst durch die Februar-Revolution 
1848 in Frankreich, deren maßgeblicher 
Träger erstmals das dort entstandene In-
dustrieproletariat war, kam es wenig später 
auch in den Staaten des Deutschen Bundes, 
im polnischen Posen, in Prag, in Ungarn, in 
Siebenbürgen, der Walachei, in Wien, Itali-
en und an vielen anderen Orten zu Auf-
ständen.

Nachdem klar wurde, dass sich die parla-
mentarische Mehrheit in der Paulskirche 
eher mit dem Adel arrangieren wollte, als 
auf republikanische Ideen zu setzen, verla-
gerte sich der Protest mehr und mehr auf 
die Straße. Nach Ablehnung der Paulskir-
chenverfassung im Mai 1849 durch die 
meisten Fürstenhäuser des Deutschen 
Bundes bildeten republikanische Kräfte im 
Großherzogtum Baden eine Revolutionsre-
gierung, die schließlich im Juli 1849 von 
preußischen Truppen militärisch niederge-
schlagen wurde.

Als Folge des Scheiterns der Revolution 
wurde eine halbe Million Menschen in die 
Flucht getrieben. Allein aus Baden brach-
ten sich 80.000 Menschen im Ausland in 
Sicherheit. Viele fanden in den USA Asyl, 
wo sie später hohe Posten in Armee und 
Politik übernahmen. Noch heute würdigen 
die USA die Leistungen der „48ers“ unter 
anderem bei der Bekämpfung der Sklave-
rei; in Deutschland hingegen sind sie weit-
gehend in Vergessenheit geraten.

Dennoch ist festzuhalten: Auch wenn die 
Revolutionen 1848/49 gescheitert sind, ha-
ben sie Europa doch verändert. Nichts 
blieb mehr, wie es war. In vielen Ländern 
konnten verfassungsmäßige Ordnungen 
durchgesetzt, individuelle Grundrechte 
verankert und – im Zuge der Bildung von 
Parlamenten – Demokratisierungsprozesse 
in Gang gesetzt werden.

 Heute ist die Paulskirche ein säkularer 
Ort im Besitz der Stadt Frankfurt. Im Zwei-
ten Weltkrieg weitgehend zerstört, wurde 
sie als Erinnerungsort, der auch an die Ver-
brechen der nationalsozialistischen Ver-
gangenheit gemahnt, wieder aufgebaut.

Die Paulskirche ist eine der bedeutends-
ten Sprechstellen Deutschlands. Hier wird 
alljährlich der international renommierte 
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels 
verliehen, hier nahmen für die gesell-
schaftliche Entwicklung bedeutende Ausei-
nandersetzungen ihren Ausgang: Debatten 
über die Verbrechen der Wehrmacht im 
Zweiten Weltkrieg, über Antisemitismus, 
die Bedrohungen der Demokratie und seit 
einigen Jahren verstärkt über Fragen globa-
ler Zusammenhänge.

Und so zeichnet die Paulskirche nicht 
nur rückwärtsgewandt die Entwicklung der 
Demokratie in Deutschland nach, sondern 
lenkt den Blick auch nach vorne. Dazu ge-
hört die Verpflichtung, die großen Heraus-
forderungen der Gegenwart ernst zu neh-
men und Demokratie in einem umfassen-
den Sinne neu zu denken.

Thomas Gebauer war Geschäftsführer der 
Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medi-
co international. Er arbeitet als Publizist und 
gehört dem Initiativkreis zur Vorbereitung der 
„Global Assembly“ an

Die Kämpfe sind 
gleich  
geblieben: Schon  
damals ging  
es um ein Recht 
auf Arbeit 

Nach dem  
Scheitern der  
Revolution  
flüchteten  
Hunderttausende  
ins Ausland 
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Trend. Die Zeichen für autokrati­
sche Führung stehen gut, auf der 
ganzen Welt.
Die EU hält derzeit mehrere Milli­
arden Euro an Fördermitteln  
zurück, um die ungarische Regie­
rung zu mehr Rechtsstaatlichkeit 
zu bewegen. Ist Geld am Ende der 
einzige Hebel? 
Ich bin Journalistin, mein Job ist es 
nicht, die Politik zu beraten. Die 
EU hat viele Jahre nur geredet und 
„bitte“ gesagt – jetzt ist die Strate­
gie eine andere. Das kann kleinere 
Veränderungen bewirken, aber ich 
bin skeptisch, weil ich nicht sehe, 
dass es Konsequenzen gibt. Ungarn 
wird das Geld am Ende bekom­
men. 

Trotzdem sagen Sie über sich, Sie 
seien Optimistin. Wie kann das 
sein?
Mein Optimismus läuft parallel zu 
der Sinnhaftigkeit, die ich in meiner 
Arbeit finde. Es geht darum, den 
Menschen die Informationen zu 
geben, die sie brauchen, um sich 
frei eine Meinung zu bilden. Viel­
leicht nehmen Sie einen Mantel 
mit nach draußen, wenn ich schrei­
be, dass es regnet. Und wenn ich 
aufdecke, dass ein bestimmter Po­
litiker korrupt ist, wählen  
Sie vielleicht einen anderen. Die 
Schwierigkeiten ähneln sich welt­
weit, deshalb freue ich mich auf 
den Austausch mit gleichgesinn­
ten freien Geistern – wie auf der 
Global Assembly. Auf den Dialog 
mit Menschen, die in herausfor­
dernden Situationen sind – aber 
mit ihnen umzugehen wissen.

Interview: Christopher Resch, Repor­
ter ohne Grenzen

zu denen wir nicht eingeladen 
oder über die wir nicht informiert 
werden. Gleichzeitig bietet die Re­
gierung jeden zweiten Donnerstag 
eine feste Pressekonferenz an,  
auf der wir unsere Fragen stellen 
können. So weit wie in Russland  
ist es also nicht. Es ist eine eigen­
tümliche Mischung: Die Regierung 
will, auch in Richtung EU, zeigen, 
dass Journalismus und Pressefrei­
heit existieren. Mein eigener Ar­
beitgeber ist dafür ein treffendes 
Beispiel.
Sie haben für die populäre Nach­
richtenseite „Index.hu“ gear­
beitet, die von einem regierungs­
nahen Geschäftsmann über­
nommen wurde. Der feuerte Mitte 
2020 Ihren Chefredakteur, wo­
raufhin Sie und über 80 weitere 
Journalisten „Index“ verließen 
und „Telex.hu“ gründeten. 
Der entlassene Chefredakteur Sz­
abolcs Dull ist heute unser Chefre­
dakteur bei Telex. Wir haben un­
seren Leserinnen und Lesern da­
mals in einem Youtube­Video 
gesagt: Leute, wir sind jetzt Telex, 
ihr kennt uns seit 20 Jahren – bitte 
gebt uns Geld. Das war die Mes­
sage. Und die Leute haben uns tat­
sächlich unterstützt und tun das 
immer noch, wir haben heute täg­
lich 600.000 Leserinnen und Le­
ser. In einem Land wie Ungarn ist 
das eine Menge. Es gibt offensicht­
lich eine Nachfrage nach faktenba­

Wer in Ungarn 
Journa l ismus 
machen will, 
muss starke Ner­
ven haben. Vero­

nika Munk arbeitete für ein Medi­
um, das von einem Orbán­Freund 
gekauft wurde – daraufhin kündigte 
die Redaktion und gründete was 
Neues. Ein Gespräch über den Sinn 
von Journalismus.

der Freitag: Frau Munk, Sie arbei­
ten seit zwei Jahrzehnten als 
Journalistin in Ungarn, einem 
Land, dessen Premierminister 
Viktor Orbán als Feind der Presse­
freiheit gilt. Wie ist das, wenn  
der mächtigste Mann im Staat Sie 
als seine Gegnerin betrachtet?
Veronika Munk: Als ich in den 
2000ern als Journalistin begann, 
schnitt Ungarn im jährlichen  
Ranking von Reporter ohne Gren­
zen noch ziemlich gut ab. Heute 
stehen wir auf Rang 86 von 180 Län­
dern. Ich habe diesen Niedergang 
im Verlauf meiner Karriere miter­
lebt, und die Situation ist gerade 
für unabhängige Medienschaffen­
de wirklich sehr hart. 
Woran liegt das?
Die große Mehrheit der Medien ist 
über regierungsnahe Geschäfts­
leute, reiche Oligarchen, mit den 
politisch Mächtigen verbunden. 
Dadurch ist der Medienmarkt stark 
zentralisiert und vom politischen 
Betrieb beeinflusst. Ein Beispiel ist 
die KESMA­Stiftung, eine eigen­
tümliche Konstruktion, in der 500 
Medien konzentriert sind. In  
den Gremien dieser Stiftung sitzen 
ausschließlich Menschen, die  
ex trem loyal zur Orbán­Regierung 
sind. Der einzige Zweck von KES­
MA ist es, die politischen Ansich­
ten der Regierung zu verbreiten. 
Und weil die Stiftung von Social­Me­
dia­Konten über Klatschblätter  
hin zu Radio­ und Fernsehsendern, 
politischen Magazinen oder Frau­
enzeitschriften Hunderte Angebote 
bündelt, erreicht die Regierung 
jede Zielgruppe, die sie möchte. Das 
ist eine sehr effektive Methode. 
Herr Orbán redet sehr offen darü­
ber, wie wichtig die Medien für  
die Erhaltung seiner Macht sind.

Orbán ist seit 2010 durchgängig 
im Amt, seitdem hat Ungarn  
über 60 Plätze auf der Rangliste 
der Pressefreiheit verloren.
Richtig, aber Orbán hatte schon 
eine erste Amtszeit, ab 1998. Vier 
Jahre später verlor er die Parla­
mentswahl, und das war genau der 
Moment, in dem er realisierte:  
Wir brauchen mehr Einfluss auf 
die Öffentlichkeit.
Viktor Orbán behauptet derweil, 
die Pressefreiheit in Ungarn sei 
gewahrt, schließlich säßen keine 
Journalisten im Gefängnis. Was 
war in Ihrer Anfangszeit besser 
als heute?
Ungarn ist kein Land, in dem Me­
dienschaffende im Gefängnis sit­
zen oder gar umgebracht werden. 
Aber es gibt viele andere Metho­
den, unabhängige Medien abzu­
schrecken, etwa über den Zugang 
zu Informationen. In meiner  
Anfangszeit kam es eigentlich nie 
vor, dass ein Politiker oder eine  
Politikerin nicht ans Telefon gegan­
gen wäre. Heute ist es extrem 
schwer, sinnvolle Antworten auf 
journalistische Fragen zu bekom­
men. Es gibt Pressekonferenzen, 

„Mich überrascht nichts“
Im Gespräch Veronika Munk hat schon selbst die Pressefeindlichkeit von Ungarns Premierminister Viktor Orbán zu spüren bekommen

siertem Qualitätsjournalismus.
War das die Lektion, die Sie aus 
der „Index“­Episode mitgenom­
men haben: dass Sie unabhängig 
sein müssen?
Unabhängig sein ist die Definition 
von Journalismus. Das wussten 
wir schon vorher, das hat sich auch 
kein Stück geändert. Als Journa­
listin muss ich frei von allen Zwän­
gen sein, die mich beeinflussen 
wollen.
Wie kann man sich gegen solche 
Einflüsse immunisieren?
Der Schlüssel ist finanzielle Un­
abhängigkeit. Wir mussten unse­
rer Leserschaft klarmachen, dass  
es Geld kostet, einen Newsroom mit 
100 Kolleginnen und Kollegen  
am Laufen zu halten. Es ist teuer, in 
die Ukraine zu fahren und über 
den Krieg zu berichten – für die 
Menschen in Ungarn, auf Unga­
risch. Es ist teuer, Podcasts oder 
Praktika anzubieten, Lokalnach­
richten von außerhalb Budapests 
zu liefern. Ich glaube, das haben 
unsere Leserinnen und Leser ver­
standen. Und ich glaube, dass das 
die Zukunft ist. Ob dann jemand 
zehn Euro in der Woche oder zehn 
Euro im Monat beiträgt, ist zweit­
rangig. Solange die Regierung nicht 
auf die Idee kommt, solche Mo­
delle zu besteuern oder anderwei­
tig zu behindern, ist das der 
Schlüssel.
Wie schnell sich Gewissheiten  
ändern können, zeigten die Pega­
sus­Enthüllungen Mitte 2021.  
Ungarn war das erste Land inner­
halb der EU, das die Spiona ­
gesoftware Pegasus auch gegen 
Journalisten einsetzte. Hat Sie 
das gar nicht überrascht? 
Mich überrascht leider gar nichts 
mehr. Es war einfach nur ein neuer 
Tiefpunkt. Szabolcs Panyi und An­
drás Szabó, die beiden betroffenen 
Journalisten, arbeiten für das In­
vestigativportal Direkt36. Ich bin 
sehr gut mit ihnen befreundet.  
Telex hat damals die Story veröf­
fentlicht, ich war eine der ersten 
Journalistinnen in Ungarn, die Be­
scheid wussten. Natürlich habe  
ich sofort mein eigenes Handy che­
cken lassen.

Heute hat man den Eindruck, dass 
die ungarische Regierung fast  
unbeschadet aus dieser Affäre her­
vorgeht. Wie hat sie das ge­
schafft?
Auch das war keine große Überra­
schung. Am Anfang hat sie das 
Thema einfach ignoriert, später 
hat es dann ein Politiker zugege­
ben und es gab eine Untersu­
chung. In dieser ging es darum, ob 
es legitim sei, solche Überwa­
chungswerkzeuge gegen Journalis­
tinnen und Journalisten einzu­
setzen, etwa, wenn die Sicherheit 
des Staates bedroht sei. Das hat  
die Untersuchung natürlich genau 
so bestätigt.

Viktor Orbán schafft es, alles legal 
aussehen zu lassen.
Es ist ja legal! Aus einer westli­
chen Perspektive mag das hier 
aussehen wie eine Art Potem­
kin’sche Demokratie, aber es ist 
alles legal.
Dann ist es extrem schwer, die 
Dinge zu ändern.
Ja, sie werden sich auch nicht än­
dern.
Beschreibt das einen der Kern­
punkte, die Orbáns illiberale De­
mokratie so interessant für die 
Länder in der Umgebung macht, 
etwa Polen oder Serbien?
Dazu muss man ja nicht nur nach 
Osteuropa schauen, wo man im­
mer diesen zwielichtigen Politik­
stil verortet. Autokratische Po­
litikerinnen und Politiker gab und 
gibt es in den USA, in Großbritan­
nien, in Italien. Es ist ein globaler Veronika 

Munk  
ist eine ungari­
sche Journa­
listin, Mitbe­

gründerin und Head of 
Con tent Development des 
unab hängigen ungarischen  
Online­Nachrichtenportals  
Telex.hu. Sie nimmt an der 
„Global Assembly“ teil

„Orbán gibt 
es zu: Medien 
sind wichtig 
zur Erhaltung  
seiner Macht 
in Ungarn“

„Hier werden 
Journalisten 
nicht getötet. 
Es gibt auch 
noch andere 
Methoden“

KRISEN OHNE ENDE.
RETTET SICH, WER KANN?

GLOBALE SOLIDARITÄT IST FÜR UNS WEG UND ZIEL ZUGLEICH. 
VERBINDEN SIE SICH. WWW.MEDICO.DE/VERBINDEN

A N Z E I G E
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■■ A.T. Moussa Tchangari

Die Bevölkerung in den Län-
dern der Sahelzone ist seit 
Langem umfassender Gewalt 
seitens staatlicher Akteure 
ausgesetzt, sei es aktiver Ge-

walt (Razzien, Inhaftierungen, Folter, 
Machtmissbrauch, Hinrichtungen usw.) 
oder passiver Gewalt (Unfähigkeit, effektiv 
zu regieren und Verantwortung zu über-
nehmen, Straflosigkeit etc.). Die meisten 
Bürger:innen sind täglich mit dieser Ge-
walt konfrontiert – wenn sie auf der Straße 
unterwegs sind, aber auch, wenn sie die 
Leistung einer Behörde in Anspruch neh-
men wollen. Daran haben auch Demokrati-
sierungsprozesse nichts geändert. 

Meist dient die Gewalt der Durchsetzung 
und Absicherung von Korruption, Unter-
schlagung und anderen Willkürakten. Stra-
fen muss kaum jemand befürchten. Es 
herrscht eine Kultur der Straflosigkeit, weil 
auch die Justiz keineswegs unabhängig ist. 
Zwar ist in den Verfassungen der Sahellän-
der, insbesondere in denen von Mali und 
Niger, die Unabhängigkeit der Justiz aus-
drücklich verankert. Doch diese Unabhän-
gigkeit bleibt weitgehend theoretisch, weil 
die meisten Richter:innen ebenso wie die 

anderen Staatsbediensteten „dort grasen, 
wo sie angebunden sind“, um es mit einem 
Sprichwort zu sagen.

Nicht zuletzt als Reaktion auf die alles 
durchdringende Gewalt des Staates in Ni-
ger haben sich in den vergangenen zehn 
Jahren zahlreiche bewaffnete, mitunter 
dschihadistische Gruppen herausgebildet, 
deren Gewalt ebenfalls viele Opfer fordert. 
Dadurch sieht sich der Staat ermutigt, im 
Namen des Antiterrorkampfes Freiheits-
rechte systematisch zu beschneiden. 

Dass diese Beschneidung von Rechten 
keine nennenswerten Proteste in der Be-
völkerung nach sich zieht, hat vor allem 
zwei Gründe: Zunächst, dass es seit der 
(Wieder-)Einführung demokratischer Prin-
zipien Anfang der 1990er Jahre nicht ge-
lungen ist, jene tief in der Gesellschaft ver-
ankerten autoritären Haltungen zu über-
winden, die unter anderem das Ergebnis 
jahrzehntelanger Einparteienherrschaft 
und Militärdiktatur sind. Es werden daher 
noch viele Anstrengungen nötig sein, um 
„die Kunst, Politik zu machen, von der 
Kunst, Krieg zu führen, zu trennen“, wie es 
der kamerunische Intellektuelle Achille 
Mbembe formuliert.

Ein zweiter Grund für den geringen Wi-
derstand gegen die autoritäre Regierungs-
führung ist, dass das westliche Modell re-
präsentativer Mehrparteiendemokratie 
extrem in Verruf geraten ist. Nicht nur, weil 
es in den 1990er Jahren die Herausbildung 
von Korruption und Klientelismus begüns-
tigte, sondern auch deshalb, weil es seitens 
der Bevölkerung irrtümlicherweise für die 
ebenfalls in den 1990er Jahren durchge-
führten verschuldungsbedingten Struk-
turanpassungsprogramme des IWF und 
anderer internationaler Kredit geber:innen 
verantwortlich gemacht wird. 

Schleichende Versuchung
Verfechter:innen autoritärer Strukturen 
verbreiten also die These, dass es einen 
kausalen Zusammenhang zwischen dem 
Aufkommen der Mehrparteiendemokratie 
und der aktuellen Lage in den Sahellän-
dern gibt. Sie behaupten, dass die Demo-
kratie eine wesentliche Ursache für die De-
stabilisierung der Staaten im Sahel gewe-
sen sei, da sich „Misstrauensaktionen“ wie 
Streiks von Arbeiter:innen oder die Demo-
ralisierung der Sicherheitskräfte verviel-
facht hätten. Vor diesem Hintergrund wird 

die Demokratie nicht nur als ein importier-
tes System wahrgenommen, das den sozio-
kulturellen Realitäten nicht entspricht, 
sondern schlichtweg als Bedrohung für 
den sozialen Zusammenhalt. 

Der antidemokratische Diskurs ist heute 
in der Sahelzone wieder laut hörbar und 
wird keineswegs ausschließlich von denen 
geführt, die den bewaffneten Gruppen na-
hestehen. Die Verschlechterung der Sicher-
heitslage begünstigt insofern eine schlei-

chende autoritäre Versuchung, auch wenn 
autoritäre Regime keineswegs größere Er-
folge bei der Terrorbekämpfung erzielen 
als demokratisch gewählte Regierungen. 

Schaut man sich die Entwicklung anderer 
Länder an, die einen von dschihadistischen 
Gruppen angeführten bewaffneten Auf-
stand erlebt haben, ist es unwahrscheinlich, 
dass die Länder der Sahelzone einer autori-
tären Restauration entgehen werden. Hinzu 
kommt die in allen Ländern der Region zu 
beobachtende wirtschaftliche Rezession, die 
den Weg zurück zum Autoritarismus frühe-
rer Zeiten ebnet. Die Bekämpfung des Terro-
rismus ist für die herrschenden Eliten eine 
historische Gelegenheit, die Demokratie 
durch die Aufhebung von Rechten, die Aus-
rufung des Ausnahmezustands und polizei-
liche Maßnahmen auszuhöhlen. 

Die Gefahr des Autoritarismus ist sehr 
real, aber es handelt sich nicht um ein un-
abwendbares Schicksal. Auch wenn das 

Kultur der  
Straflosigkeit
Mitsprache In der Sahelzone erstarken 
autoritäre Regierungen. Aber es gibt ein Rezept  
dagegen: die partizipative Demokratie

Vertrauen in die Demokratie gering ist und 
der Autoritarismus massiv an Bedeutung 
gewonnen hat, muss der Kampf für demo-
kratische Strukturen weitergehen. Anstatt 
auf die repräsentative Demokratie zu set-
zen, muss es allerdings um eine direkte be-
ziehungsweise partizipative Demokratie 
gehen, wenn der Kampf Erfolg haben soll. 

In der partizipativen Demokratie geht 
die Souveränität maßgeblich von den 
Bürger:innen aus. Das ist der zentrale Un-
terschied zur repräsentativen Demokratie, 
die überall auf der Welt in die Krise geraten 
ist, nicht nur im Sahel. Die Transparenz- 
und Rechenschaftspflichten der Abgeord-
neten sind in der (erst noch zu schaffen-
den) partizipativen Demokratie stärker 
ausgeprägt. Zudem spielen Referenden 
und andere Formen der unmittelbaren 
Mitsprache wie beispielsweise imperative 
Mandate für die Abgeordneten eine größe-
re Rolle, was jedoch zusätzliche Sensibili-
sierungs- und Ausbildungsprozesse der 
Bürger:innen erfordert. 

Letztlich braucht der gesamte Sahel eine 
soziale Revolution im Sinne einer tiefgrei-
fenden Neuordnung der gesellschaftlichen 
Institutionen. Nur so könnten die Men-
schen die Erfahrung machen, dass sie 
selbst es sind, die in einer Demokratie die 
maßgeblichen Entscheidungen treffen.

Der vorliegende Text basiert auf einem Vortrag 
von Tchangari beim Treffen des zivilgesell-
schaftlichen Netzwerks Fokus Sahel am 22. Juni 
2022 in Berlin  
 
Übersetzung, Überarbeitung, Kürzung: Olaf 
Bernau und Ramona Lenz
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In vielen Ländern, zum Beispiel in Uganda, Myanmar und Nicaragua, 
werden Menschenrechte mit Füßen getreten. Wir wollen das ändern, 
weil jeder Mensch das Recht auf ein würdevolles Leben hat.
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Die Staaten  
beschneiden im 
Namen des 
Kampfes gegen 
den Terror die 
Freiheitsrechte 

Moussa Tchangari ist Generalsekretär 
von „Alternative Espaces Citoyens“, einer 
Menschenrechtsorganisationen in Niger, 
die politische Bildung betreibt und zu 
zahlreichen Themen wie Recht auf Nah-
rung und Auswirkungen der restrik-
tiven EU-Migrationspolitik arbeitet. Er 
nimmt an der „Global Assembly“ teil
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thetisch denkbar also, dass sie von 
einer sub- oder einer supranatio-
nalen Entität begründet wird und 
jedem Menschen offen steht. Sie 
könnte dann nicht von einem Na-
tionalstaat willkürlich entzogen 
werden.

Eine Vision, über die Sie auf der 
Global Assembly nachdenken?
Bestimmt. Wir werden über Wege 
zu weltbürgerlichen Verhältnissen 
nachdenken, die Individuen und 
Gruppen ihre Menschenrechte jen-
seits staatlicher Grenzen sichern. 
Es kann nicht sein, dass Menschen 
rechtlos zwischen Staaten hängen 
wie zwischen Tür und Angel. Weil 
Staaten sie loswerden wollen. Oder 
weil sie keine Überlebenschancen 
in ihrer Heimat mehr haben – Stich-
wort Klimaflüchtlinge. Gelten 
Menschenrechte aber universal, 
dann können Grundrechte nicht 
nur jenen zukommen, die einem 
Gemeinwesen angehören, das  
ihre Rechte schützt und das keine 
irreversiblen Schäden und Verlus-
te durch den Klimawandel erleidet. 
Gibt es Länder, die das Problem 
gut in den Griff bekommen?
Georgien ist ein Positivbeispiel. Tif-
lis hat die „IBelong-Kampagne“ 
2014 zum Anlass genommen,  Staa-
tenlosigkeit systematisch anzu-
gehen. Sie haben weitgehend alle 
Staatenlosen eingebürgert.
Wie haben die das gemacht?
Das zu beantworten, bräuchte noch 
mal ein Interview. Nur so viel:  
Der UNHCR hat ein einfaches Tool-
kit entwickelt. Mit dessen Hilfe 
kann jeder Staat, wenn er gewillt ist, 
das Problem zu lösen, das tun.

Das Gespräch führte Dorian Baganz

2014 hat der UNHCR die „IBelong-
Campaign“ gestartet, um den  
damals zehn Millionen Staatenlo-
sen zu einer Einbürgerung zu ver-
helfen. War das erfolgreich?
Nein. Die Kampagne war auf zehn 
Jahre angelegt. Die sind bald rum. 
Aber die Zahl ist seither sogar ge-
wachsen. Man geht davon aus, 
dass es heute weltweit ungefähr 15 
Millionen Staatenlose gibt.
Warum ist die Zahl gestiegen?
Ein Beispiel: 2015 wurden die 
Rohingya aus Myanmar abgescho-
ben, haben aber vom Aufnahme-
land Bangladesch nie die Staatsbür-
gerschaft bekommen. Jetzt sitzen 
die Menschen im vermutlich größ-
ten Flüchtlingslager der Welt. 
Wenn nichts Wesentliches passiert, 
wenn Bangladesch sich nicht 
rührt, könnten die für den Rest ih-
res Lebens da festhängen.
In Indien droht gerade fast zwei 
Millionen Menschen der Entzug 
ihrer Staatsbürgerschaft. Wieso?
Die hindunationalistische Regie-
rung treibt die Hinduisierung des 
Landes voran. Sie haben in Assam 
und in Orissa vermutlich 1,5 Millio-
nen Muslimen und Bengalen den 
Entzug der Staatsbürgerschaft ange-
droht, die sie über Generationen 
hatten. Nach dem Motto: Ihr seid 
nicht unsere Mitbürger.
Was bedeutet es im Alltag, staa-
tenlos zu sein? Also konkret?
Man hat kein Personaldokument. 
Das wiederum ist Voraussetzung 
für, ja – schier alles! Folglich kann 
man seine Kinder nicht in der 
Schule registrieren, keine Gebur-
ten anmelden, nicht heiraten  
und hat keinen Zugang zum Ge-

Bertolt Brecht wusste: 
„Der Pass ist der edels-
te Teil von einem Men-
schen.“ Wie ist ein Le-
ben ohne Ausweispa-

piere überhaupt möglich? Staaten-
lose können ein Lied davon singen. 
Cornelia Füllkrug-Weitzel weiß, wa-
rum ihre Zahl zunimmt. 

der Freitag: Frau Füllkrug-Weitzel, 
Sie waren bis 2021 Präsidentin 
von Brot für die Welt und der Dia-
konie Katastrophenhilfe. Kommt 
man da viel mit Staatenlosen in 
Berührung?
Cornelia Füllkrug-Weitzel: Man 
kann damit zu tun haben, wenn 
man humanitäre Hilfe leistet. Das 
mit der Berührung ist so eine Sa-
che: Ich glaube, niemand von uns 
kennt Staatenlose persönlich aus 
seinem Umfeld.
Warum?
Weil die meisten von denen sich 
unsichtbar machen. Sie könnten ja 
sofort verhaftet werden, wenn sie 
aus der Deckung kämen.
Nach der UN-Menschenrechts-
erklärung von 1948 hat jeder das 
Recht auf Staatsangehörigkeit.
Genau. Staatenlosigkeit bedeutet, 
dass Menschen jede Form von Citi-
zenship verwehrt wird – und zwar 
trotz und entgegen internationa-
lem Recht. Staaten haben nach 
dem Völkerrecht nämlich auch das 
souveräne Recht, Bedingungen 
und Regeln für deren Erwerb oder 
Verlust zu bestimmen. Das hebelt 
dieses grundlegende Menschen-
recht aus, an dem aber die Ge-
währleistung aller anderen Grund- 
und Menschenrechte hängt.
Wie wird man staatenlos?
Es gibt zwei Hauptgründe. Erstens: 
Die Regierung entzieht einem die 
Staatsbürgerschaft. Entweder, weil 
man zu einer Minderheit gehört, 
die aus einem bestimmten Grund 
nicht mehr beliebt ist ...
Religion, Sprache, Ethnie?
Ja. Und der zweite Grund ist, dass 
sich Staaten auflösen – denken  
Sie etwa an die UdSSR, an die ČSSR 
oder an Jugoslawien, die Anfang 
der 90er Jahre untergegangen sind. 
Es gibt viele individuelle Umstän-
de, die dazu führen, dass Men-
schen dabei ihre Staatsangehörig-
keit verlieren.

Erinnern Sie sich mal an die Ge-
flüchteten, die 2015 vor der  
deutschen Grenze ihre Pässe ver-
brannt oder im Klo runtergepült 
haben, um ihre Chance auf Asyl 
zu erhöhen. Waren die danach 
staatenlos?
Nein, da denken Sie in die ganz fal-
sche Richtung! Staatenlosigkeit  
bedeutet, dass jemand keine Bezie-
hung mehr zu irgendeinem Staat 
hat. Wer seinen Pass wegwirft, ver-
liert aber nicht automatisch die 
Bindung zu seinem Heimatstaat. 
Da sind immer noch Dokumente 
hinterlegt, die seine Identität be-
weisen.
Nennen Sie mal Beispiele, wo 
Gruppen staatenlos wurden.
Lettland, 1994: Da wurde der ge-
samten russischstämmigen Bevöl-
kerung, circa einer halben Million 
Menschen, die Staatsbürgerschaft 
entzogen. Russen waren als Bür-
ger nicht mehr willkommen. Auch 
ein Großteil der Kinder, die nach 
2014 auf der Krim geboren wurden, 
ist staatenlos.

„Ein Leben im Untergrund“
Im Gespräch Cornelia Füllkrug-Weitzel bekämpft ein unsichtbares Problem: 

Staatenlosigkeit. Wie kann man Menschen ohne Ausweispapiere helfen?

sundheitssystem. Ach, da gibt  
es aber noch so vieles, über das wir 
sprechen könnten. 
Nur zu!
Versicherung abschließen? Ein 
Konto eröffnen? Besitz erben oder 
erwerben? Vergessen Sie es! Ich 
kenne einen Fall aus Brasilien, wo 
ein staatenloser Syrer nicht beer-
digt werden konnte, weil er offiziell 
nicht existierte. Und wer nicht 
existiert, kann auch nicht sterben. 
Solche Menschen kann man auch 
leicht ermorden oder als Sex- oder 
Arbeitssklaven missbrauchen.
Sind Frauen anders betroffen von 
Staatenlosigkeit als Männer?
Es gibt eine Gender-Komponente. 
In 25 Ländern ist es Frauen nicht 
erlaubt, ihre Staatsbürgerschaft an 
ihre Kinder zu vererben. Das heißt, 
wenn der Vater unbekannt ist, 
wenn er vor der Geburt stirbt oder 
auf der Flucht von der Familie ge-
trennt wird, werden die Kinder au-
tomatisch zu Staatenlosen – und 
bleiben es meist ein Leben lang.
Wie ist die Lage in Deutschland?
Die Datenlage ist kompliziert: 
Deutschland hat – entgegen euro-
päischen Beschlüssen – keine kla-
ren Prozeduren zur Identifikation 
und statistischen Erfassung der 
Staatenlosen. Dabei wäre das eine 
Voraussetzung dafür, das Problem 
zu überwinden: Ich kann ja nur 
Leute unterstützen und einbürgern, 
die ich auch kenne. 2019 hat der 
UNHCR geschätzt, dass es ungefähr 
13.450 Staatenlose hierzulande 
gibt. Mittlerweile geht man sogar 
von 100.000 aus.
Das ist ein krasser Anstieg für ei-
nen so kurzen Zeitraum.
Ja. Das hat unter anderem mit den 
ukrainischen Kriegsflüchtlingen 
zu tun. In der Ukraine haben sich 
Flüchtlinge und Migrantinnen  
aufgehalten, die schon staatenlos 
in die Ukraine gelangten, aber ir-
gendwie einen legalen Status dort 
bekamen. Als sie das Land verlas-
sen mussten, haben sie diesen Sta-
tus verloren. Der Krieg hat auch 
alle Neugeborenen in nicht von der 
Regierung kontrollierten Gebieten 
staatenlos gemacht.

Welche Rolle wird das Thema auf 
der „Global Assembly“ spielen?
Wir werden dort einen hervorragen-
den Vertreter der Staatenlosen-
bewegung dabei haben: Amal de 
Chickera. 
Dessen „Institute of Statelessness 
and Inclusion“ kämpft gegen 
Staatenlosigkeit. Man könnte auch 
sagen: Es kämpft für das Recht 
auf einen Nationalstaat. Klingt 
schon weniger progressiv.
Da muss ich jetzt etwas lachen, 
wenn Sie das Recht auf eine Staats-

bürgerschaft in die Nähe von Nati-
onalismus rücken.
Wieso müssen Sie da lachen?
Weil Staatsangehörigkeit historisch 
nicht darauf angewiesen ist, von 
einer Nation verliehen zu werden. 
Seit 1871 gibt es in Deutschland 
eine deutsche Staatsbürgerschaft. 
Interessanterweise wurde die  
aber bis 1934 nicht vom National-
staat verliehen – das wurde erst  
von den Nazis eingeführt –, sondern 
von den Ländern, also von Preu-
ßen, Bayern und so weiter. Hypo-

Cornelia Füll-
krug-Weitzel, 
67, ist eine 
evangelische 
Pfarrerin.  

Bis 2021 war sie Präsidentin 
von Brot für die Welt  
sowie der Diakonie Katastro-
phenhilfe. Füllkrug-Weizel 
gehört dem Initiativkreis zur 
Vorbereitung der „Global 
Assembly“ an

„Ich kenne 
den Fall eines 
staatenlosen 
Syrers, der 
nie beerdigt 
worden ist“

„Deutschen 
Behörden ist 
unklar, wie 
viele Leute 
ohne Papiere 
hier leben“
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